






 

 
Anhang 
 
Antworten des BfR auf die im Brief vom 24.02.2017 genannten Punkte:  
 
Punkt (1):  
Sie stimmen zu, dass die Aussage Ihres Artikels verkürzt ist und der Bezug zu der Neuzu-
lassung des Wirkstoffs in der Form tatsächlich nicht genau ist. Die Hersteller konnten sich 
nicht, wie in Ihrem Beitrag behauptet, den Mitgliedsstaat zur erneuten Wirkstoffprüfung von 
Glyphosat aussuchen. Gemäß den Vorgaben des Art. 18 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 erstellt die Kommission ein Arbeitsprogramm zur erneuten Genehmigung der 
Wirkstoffe. Insofern ist ihre Aussage nicht verkürzt, sondern falsch. 
 
Punkt (2): 
Sie sagen, dass Sie lediglich beschreiben, wie die Industrie in einem Pestizidzulassungs-
verfahren vorgeht und wie die Hersteller die Vorauswahl der wissenschaftlichen Studien 
treffen. Aus meiner Sicht fehlt hier eine wichtige Information der EU-Gesetzgebung, die ich 
Ihnen in meinem Brief vom 30. Januar 2017 bereits dargelegt habe, die Sie aber nicht er-
wähnen. Die Hersteller müssen alle gesetzlich geforderten Unterlagen, aktuell gemäß den 
Verordnungen (EG) Nr. 283/2013 und 284/2013 einreichen. In den Einleitungen der Anhän-
ge zu den genannten Verordnungen ist explizit ausgeführt, dass die vorzulegenden Informa-
tionen u.a. folgende Anforderungen erfüllen müssen: „Sämtliche Informationen über mögli-
che schädliche Auswirkungen des Wirkstoffes, seiner Metaboliten und Verunreinigungen auf 
die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf das Grundwasser müssen enthalten sein.“ 
Die Auswahl der Studien erfolgt keineswegs beliebig, sondern nach klaren gesetzlich vorge-
schriebenen Regeln. Der Begriff „Vorauswahl“ suggeriert, dass es im Ermessen der Antrag-
steller liegt, welche Studien zur Vorlage ausgewählt werden. Bezüglich der wissenschaftli-
chen Literatur wird darauf hingewiesen, dass der Antragsteller die Ergebnisse seiner Litera-
turrecherche gemäß dem „GUIDANCE OF EFSA - Submission of scientific peer-reviewed 
open literature for the approval of pesticide active substances under Regulation (EC) No 
1107/2009” (EFSA Journal 2011;9(2):2092) aufzuarbeiten und zu berichten hat.  
 
Punkt (3): 
Sie schreiben, dass die deutschen Behörden als industriefreundlich gelten und nennen als 
Basis für diese Aussage in Ihrem Brief „zahlreiche Interviews und Recherchen“. Für mich als 
Wissenschaftler ist dies eine Behauptung ohne Beleg bzw. eine rein subjektive Einschät-
zung. Im Artikel haben Sie sich im Übrigen nicht auf „Interviews und Recherchen“ bezogen, 
sondern auf das gesetzliche europäische Verfahren und die angebliche Tatsache, dass die 
Hersteller der Pestizide bei der Neubewertung von Glyphosat selbst entscheiden dürften, in 
welchem EU-Land die Prüfung stattfinden soll. Das ist nicht korrekt, wie unter Punkt 1 erläu-
tert. 
 
Punkt (4): 
Das BfR und die europäische Lebensmittelbehörde haben alle Erkenntnisse und alle vorlie-
genden Daten und Informationen nach dem derzeitigen Stand von Wissenschaft und Tech-
nik einbezogen. Dazu gehören neben den von den Antragstellern eingereichten Studien alle 
dem BfR darüber hinaus verfügbaren Studien, einschließlich derer, die nicht nach GLP 
durchgeführt wurden und alle verfügbaren wissenschaftlichen Publikationen. Die von Ihnen 
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sogenannten „unabhängigen Studien“ sind integraler Bestandteil der Risikobewertung, eine 
Fokussierung auf Herstellerstudien gibt es nicht.  
 
Punkt (5): 
Auf allen Ebenen der Risikobewertung ist Transparenz notwendig. Wie Sie bereits dargelegt 
haben, setzen wir unser Transparenzversprechen im Rahmen der europäischen Gesetzge-
bung und Rechtsprechung bereits um.  
 
Punkt (6): 
Ihre Aussage, dass auch bei der Glyphosat-Risikobewertung des BfR keine „unabhängige 
Studie“ jemals als verlässliche Schlüsselstudie eingestuft wurde, kann ich - auch nachdem 
Sie uns im Brief die Quelle für diese Behauptung genannt haben - nicht nachvollziehen. Das 
BfR führt eine wissenschaftliche Bewertung unter Einbeziehung aller verfügbaren Daten und 
Informationen durch (siehe Antwort zu Punkt 4). Dabei werden die Studien hinsichtlich ihrer 
wissenschaftlichen Akzeptanz und Relevanz für die konkrete Bewertungsfrage beurteilt. 
Eine Kategorisierung von Studien als „Schlüsselstudie“ wird dabei nicht vorgenommen.  
 
Punkt (7):  
S.o.: Die bislang einzige Einrichtung weltweit, die zu dem Schluss kommt, dass Glyphosat 
mit „ausreichender Evidenz“ bei Tieren krebserregend sei, stützt ihre Gefahreneinschätzung 
auf Publikationen über Studien, die von der Industrie finanziert wurden. Die Gegenüberstel-
lung, dass Daten, die von der Industrie stammen und nicht öffentlich zugänglich sind, zum 
Ergebnis „kein Risiko“ führen, während Daten, die für Fachwelt und Öffentlichkeit zugänglich 
sind, zum Ergebnis „wahrscheinlich krebserregend“ führen, ist daher nicht korrekt. Das BfR 
hat zudem niemals versichert, dass die „Gefahrenabwägung der WHO-Krebsagentur uner-
heblich sei“, wie von Ihnen behautet wird. Vielmehr hat das BfR die Monographie der IARC 
wissenschaftlich im Auftrag der Bundesregierung explizit geprüft. Dies ist nachzulesen unter: 
http://www.bfr.bund.de/cm/343/bfr-prueft-monographie-der-internationalen-agentur-fuer-
krebsforschung-iarc-zu-glyphosat-divergenzverfahren-innerhalb-der-who-noch-nicht-
aufgehoben.pdf 
Der Gedanke, dass der Hinweis auf die Ergebnisse anderer wissenschaftlicher renommier-
ter Institutionen das Misstrauen in die Kommunikation des BfR fördern könnte, ist aus mei-
ner Sicht nicht nachvollziehbar. Die Öffentlichkeit hat selbstverständlich einen Anspruch 
darauf zu wissen, welche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weltweit zu welchen 
Schlüssen gekommen sind.  
Mit Verwunderung habe ich Ihre Behauptung gelesen, dass die Darstellung des BfR irrefüh-
rend sei. Eine Einstufung als „krebserregend“ würde die Genehmigung eines Stoffes aus-
schließen. Das BfR und die EFSA haben mehrfach klar kommuniziert, dass eine Einstufung 
von Glyphosat als krebserzeugend nach den Kriterien der geltenden Pestizidgesetzgebung 
und nach dem derzeitigen Stand des Wissens nicht erforderlich ist: 
(http://www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/4302).  
Das BfR und die EFSA sowie die Expertinnen und Experten der Mitgliedsstaaten haben kei-
ne „ausreichenden Beweise“ aus Tierexperimenten ableiten können. Hier ergibt sich eine 
Divergenz zur IARC. 
(http://www.bfr.bund.de/de/fragen_und_antworten_zur_unterschiedlichen_einschaetzung_de
r_krebserzeugenden_wirkung_von_glyphosat_durch_bfr_und_iarc-195575.html). Dieses 
Ergebnis ist zuletzt auch vom RAC der ECHA bestätigt worden.  
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http://www.bfr.bund.de/cm/343/echa-klassifiziert-glyphosat-als-nicht-krebserregend-nicht-
mutagen-und-nicht-reproduktionstoxisch.pdf  
Selbstverständlich sollte über Unterschiede in einer wissenschaftlichen Bewertung berichtet 
und diskutiert werden. Wissenschaftliche Debatten sind essentielle und intrinsische Be-
standteile des Wissenschaftssystems. Die Herausforderung besteht darin, wissenschaftliche 
Studien unabhängig, qualitätsgesichert und transparent zu bewerten, denn Politik und Ad-
ministration brauchen fundierten Rat für wissensbasierte Entscheidungen. 
 
Punkt (8): 
Sie bemängeln eine zu geringe Sensibilität des BfR im Umgang mit Interessenkonflikten. 
Das kann ich ebenfalls nicht nachvollziehen: alle Interessenerklärungen sind im Internet 
veröffentlicht und werden auf den Sitzungen abgefragt – wie in den veröffentlichen Protokol-
len nachzulesen ist.  
Auch möchte ich an dieser Stelle noch einmal deutlich betonen, dass die BfR-Kommissionen 
keine Risikobewertungen durchführen oder zu diesen ihr Einverständnis abgeben: das BfR 
führt seine gesetzlichen Risikobewertungsaufgaben unabhängig von den BfR-
Kommissionen aus und umgekehrt. Die Risikobewertungen führen allein unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter durch. Die BfR-Kommissionen haben keinerlei Einfluss auf die Ent-
scheidungsprozesse des BfR und treffen sich in der Regel zwei Mal im Jahr für einen Sit-
zungstag. Aus diesem Umstand kann man jedoch in umgekehrter Weise nicht folgern, dass 
die BfR-Kommissionen dann ja „überflüssig“ sein müssten (nur weil sie nicht den von Ihnen 
behaupteten Einfluss haben): Sie dienen der wissenschaftlichen Beratung und externen 
Qualitätssicherung der wissenschaftlichen Arbeit des BfR und helfen uns dabei, weitere For-
schungsbedarfe zu identifizieren und Forschungskonzepte wissenschaftlich weiterzuentwi-
ckeln. 
 
 


